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Auszug aus dem 4. Armuts- und Reichtumsbericht der Bundesregierung 
 
Prinzipiell sollten unterschiedliche Einkommensverhältnisse und Ungleichheiten in den Lebenslagen in einer 

durch Freiheit und Wettbewerb gekennzeichneten Marktwirtschaft Ausdruck unterschiedlicher individueller 

Leistungen, Fähigkeiten und Qualifikationen sein. Sie sind dann auch eine wesentliche Triebfeder 

wirtschaftlichen Handelns. Ungleichheiten können allerdings zu Akzeptanzproblemen führen, wenn sie ein 

gesellschaftlich anerkanntes Maß übersteigen. Dies gilt insbesondere dann, wenn Ungleichheiten vorrangig 

nicht auf persönlichen Fähigkeiten und individuellen Leistungen basieren. Die Identifikation dieser 

gesellschaftlich akzeptierten Grenze ist überaus schwierig. […] 

Die Armutsrisikoquote ist eine Kennziffer für eine relativ niedrige Position in der Einkommensverteilung. 

Sie misst den Anteil der Personen, deren bedarfsgewichtetes Nettoeinkommen weniger als 60 Prozent des 

mittleren Einkommens beträgt. Auch bleiben die Wirkungen von Sach- und Dienstleistungen unbeachtet, 

und zwar selbst dann, wenn sie das Leben betroffener Personen nachhaltig verbessern. An der 

Armutsrisikoquote wird zudem häufig kritisiert, dass sie nur auf relative Veränderungen reagiert und 

allgemeine Wohlfahrtsgewinne gar nicht beachtet. Deshalb ist auch weniger die Höhe der Quoten von 

Bedeutung, sondern vielmehr die Trends im Zeitverlauf und Unterschiede zwischen sozioökonomischen 

Gruppen. 

Erwerbstätigkeit ist Grundlage des allgemeinen Wohlstands in Deutschland. Sie dient den privaten 

Haushalten als wichtigste Quelle zur Finanzierung ihres Lebensunterhalts und ist damit eine wesentliche 

Voraussetzung für gesellschaftliche Teilhabe. Arbeitsplatzverlust und längerer Verbleib in Arbeitslosigkeit 

sind zentrale Risikofaktoren für ein relativ geringes Einkommen, einen eingeschränkten Lebensstandard oder 

die Abhängigkeit von staatlichen Leistungen. Arbeitslosigkeit verschlechtert den Gesundheitszustand und 

das subjektive Wohlergehen. Sind Eltern langfristig arbeitslos, geht hiervon auch eine negative 

Signalwirkung auf die davon unmittelbar betroffenen Kinder und Jugendlichen aus. Dies kann auch deren 

Bildungs- und Ausbildungschancen reduzieren. Eine Erwerbsaufnahme führt in der Mehrzahl der Fälle aus 

diesen Situationen heraus und stärkt auch die Kinder. […] 

Zum Leitbild der sozialen Marktwirtschaft gehört es […], dass sich Leistung lohnt. 

Bei der Beurteilung des Niedriglohnsektors sind deshalb zwei Aspekte zu beachten. Einerseits ist die 

unverhältnismäßige Ausbreitung von niedrig produktiver Beschäftigung und dementsprechender Löhne, die 

nicht mehr ausreichen, um den Lebensunterhalt selbst in Vollzeitbeschäftigung zu sichern, kritisch zu sehen. 

Andererseits wird unterstrichen, dass der Niedriglohnsektor wesentlich zum Beschäftigungsaufbau der 

vergangenen Jahre beigetragen und vielen Geringqualifizierten eine Chance gegeben hat, auf dem 

Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. 

In bestimmten Teilbereichen der Wirtschaft können unter strengen Voraussetzungen tariflich festgesetzte 

Mindestlöhne allgemeinverbindlich erklärt werden. Die bereits geltenden tariflichen Mindestlöhne nach dem 

Arbeitnehmer-Entsendegesetz bzw. die Lohnuntergrenze nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz 

bewegen sich derzeit zwischen sieben Euro und 13,40 Euro. Rund vier Mio. Menschen sind derzeit in 

Branchen beschäftigt, in denen Mindestlöhne gelten. 

Niedriglöhne können mit einem materiellen Armutsrisiko verbunden sein. Letzteres lässt sich nur im 

Haushaltskontext und bei der Gesamtbetrachtung der persönlichen Lebenssituation der Betroffenen und ihrer 

Familien bewerten. Nach Berechnungen des IW Köln verfügen etwa 16 Prozent der Beschäftigten mit einem 

Niedriglohn über ein Einkommen unterhalb der Armutsrisikoschwelle. Es kommt entscheidend auf den 

Umfang der Beschäftigung sowie den Haushaltszusammenhang an. Auch ein niedriger Lohn kann zu einem 

ausreichenden Haushaltseinkommen beitragen, und eine Niedriglohnbeschäftigung kann der Einstieg oder 

Wiedereinstieg in eine besser bezahlte Beschäftigung sein. 

Übereinstimmend zeigen Studien: Kinder sind kein Armutsrisiko an sich, vielmehr kommt es entscheidend 

auf die Erwerbsbeteiligung der Eltern an. Die besonderen Lebenslagen bei Familien mit Kindern, wie die 

fehlende oder zu geringe Erwerbsbeteiligung der Eltern aufgrund mangelnder Betreuungsangebote für Klein- 

und Schulkinder oder Krisen wie Trennung und Scheidung führen Familien häufiger zu einem relativ 

geringen Einkommen. Beim Zusammenkommen verschiedener Faktoren können sich Armutsrisiken in den 

verschiedenen Lebenslagen gegenseitig verstärken und es wird schwieriger, die Situation zu überwinden. 

Überdurchschnittlich oft betroffen von Armutsrisiken sind Alleinerziehende und deren Kinder sowie 

Familien mit Migrationshintergrund. 
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